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Städtebauliche Verträge als Instrument zur
Vereinbarung klimaschützender Maßnahmen

und zur Nutzung Erneuerbarer Energien

Prof. Dr. Michael Krautzberger, 
Bonn/Berlin
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Was hat Stadtentwicklung mit Klimaschutz 
und Energieeinsparung zu tun?

• Die Position von Bund und Ländern und

• Der kommunalen Spitzenverbände
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Die Bauministerkonferenz
und die

Kommunalen Spitzenverbände:

• Die Entwicklung der Siedlungsflächen steht nach 
allem was wir wissen

• In unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Energieverbrauch

• Integrierte Stadtentwicklung –
Grundvoraussetzung für den Klimaschutz
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Folgerungen

• Einen wesentlichen Beitrag zur CO2-
Reduzierung leistet daher 

• eine nachhaltige Siedlungsstruktur

• zur Vermeidung von Verkehrsemissionen 

• zur Freihaltung der Frischluftschneisen 
durch die Schaffung von Freiflächen und 

• durch Reduzierung der Bodenversiegelung.
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Bewertung

• Vor diesem Hintergrund sind kompakte 
Stadtstrukturen, 

• kurze Wege, 
• Funktionsmischung,
• Verkehrs- und Mobilitätsmanagement,
• effizienter, energiesparender öffentlicher 

Nahverkehr, 
• großzügige Freiflächen und insbesondere 
• wohnortnahes Grün 
• Wichtige Voraussetzungen für die Bewältigung 

der Auswirkungen des Klimawandels.
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Konkrete Handlungsziele einer solchen nachhaltigen, Klima 
schonenden und damit

zukunftsorientierten Stadtentwicklung sind:

• Konzentration der Siedlungstätigkeit auf zentrale Orte,
• Erhalt und Stärkung vorhandener Nutzungsmischungen, 

• Entwicklung von Siedlungsstrukturen der kurzen Wege
• Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch 

Schaffung kompakter Siedlungsstrukturen und 
zurückhaltende Neuausweisung von Bauflächen 

• Innen- vor Außenentwicklung, 

• Schaffung eines optimierten Versorgungsnetzes (z.B. 
Wärmeversorgung),
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Was können Städtebauliche Verträge bei 
den Aufgaben des Klimaschutzes 

beitragen?
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Zur heutigen Bedeutung städtebaulicher 
Verträge im Städtebaurecht

• In § 11 Absatz 1 Satz 1 BauGB bestimmt: 

• „Die Gemeinde kann städtebauliche 
Verträge schließen.“

• Das BauGB geht von der grundsätzlichen 
Zulässigkeit städtebaulicher Verträge aus. 
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Nicht alle Aufgaben der Gemeinde können 
durch städtebauliche Verträge erledigt werden
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Es muss sich um städtebauliche Aufgaben der 
Gemeinde handeln

• Voraussetzung für städtebauliche Verträge nach 
BauGB: 

• Sachzusammenhang mit dem Städtebau und damit 
• mit gemeindlichen Aufgaben
• Also ein bodenrechtlicher Bezug 
• Bauplanerische Festsetzungen ebenso wie 

städtebauliche Verträge nach dem BauGB  
beruhen auf der Kompetenzgrundlage des Art. 74 
Nr. 18 Grundgesetz, 

• d.h. auf dem städtebaurechtlichen Kompetenztitel. 
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Kein allgemeiner Klimaschutz mit dem 
BauGB

• Allgemeiner Klimaschutz kann daraus nicht 
begründet werden. 

• Bei vertraglichen Vereinbarungen zur 
städtebaulichen Entwicklung des 
Gemeindegebiets können die Belange des 
Klimaschutzes aber 

• berücksichtigt und damit  umgesetzt 
werden.
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Welche Aussagen enthält das BauGB 
zum Klimaschutz?

• Und was sind städtebauliche Aufgaben des 
Klimaschutzes?
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Klimarelevante Aufgaben des Städtebaus 
Beispiele:

• Schaffung klimaschonender  und  
klimaschützender  Stadtstrukturen 

• Anpassung an topographische Gegebenheiten, 

• Schonung des Naturkreislaufes und der 
Landschaft 

• Vermeidung der Zersiedelung

• Verkehrsverminderung 

• kompakte Stadt- und Siedlungsstrukturen 

• gebäudebezogene Maßnahmen.
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Was enthält das BauGB dazu an 
Regelungen? 
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§ 1 Abs. 5 Satz 2

• Die Bauleitpläne sollen (auch) dazu 
beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern und die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln, 

• auch in Verantwortung für den 
allgemeinen Klimaschutz



.2009 www.Krautzberger.info 16

§ 1 Abs. 6 BauGB

• § 1 Abs. 6 sind wesentlichen in der 
Bauleitplanung zu berücksichtigenden 
Umweltbelange;

• in § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) sind die 
Auswirkungen der städtebaulichen Planung 
(u.a.) auf  das  Klima aufgenommen.
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Bodenschutz

• § 1 a Abs. 2 über den Bodenschutz

• So auch in § 35 Abs. 5 Satz 1 

• § 35 Abs. 5 Satz 2: für privilegierte 
Vorhaben ist eine Rückbau- und 
Entsiegelungsverpflichtung zu 
übernehmen, wenn die Nutzung dauerhaft 
aufgegeben wird.
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Naturschutzrechtliche Ausgleichsregelung

• § 1a Abs. 3 über die naturschutzrechtliche Ausgleichsregelung. 
• Hieran schließen als Umsetzungsnormen insbesondere an § 5 Abs. 2 a 

über die Zuordnung von Darstellungen für Flächen zum Ausgleich i. S. 
des § 1 a Abs. 3 im Geltungsbereich des Flächennutzungsplans zu 
Flächen, auf denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind 
und 

• § 9 Abs. 1 a über Möglichkeiten der Festsetzung der Flächen oder 
Maßnahmen zum Ausgleich auf den Baugrundstücken selbst, im 
sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplans oder in einem anderen 
Bebauungsplan; Ermächtigung zur Zuordnung zu den Grundstücken, 
auf denen Eingriffe zu erwarten sind einschließlich von Maßnahmen 
auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen sowie 

• § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 über die Berücksichtigung der 
Ausgleichsregelung des im Recht des städtebaulichen Vertrags und 

• §§ 135 a bis c über die Finanzierung.
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FFH- und Vogelschutz

• § 1 a Abs. 4 über den europarechtlich 
indizierten Habitat- und Vogelschutz und 
damit dem Schutz der großen Schutzgebiete 
und des natürlichen Erbes.
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Umweltprüfung

• § 2 Abs. 4 über die Umweltprüfung sowie die 
Anlage 1 zum BauGB.

• Hieran schließen u.a. an  § 2 a Satz 1 Nr. 1 und 
Satz 2 über den Umweltbericht sowie § 3 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 und Abs. 2 Satz 1 und 2, § 4 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 über die Umsetzung der 
Anforderungen der EU-rechtlichen 
Umweltprüfung in das Bauleitplanverfahren.  

• Weitere Regelungen hierzu enthalten auch § 4 a 
Abs. 5, § 4 a, § 4 b und § 4 c sowie § 10 Abs. 3 
Satz 2 Halbsatz 1 und Abs. 4.
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Flächennutzungsplan

• Die Darstellungen und Festsetzungen für 
Bauleitpläne ermächtigen zu dem 
Klimaschutz dienenden Vorkehrungen 

• vgl.  § 5 Abs. 2 Nr. 4 bis 10 

• § 5 Abs. 3 Nr. 3 

• über Darstellungen bzw. Kennzeichnungen 
im Flächennutzungsplan 
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Bebauungsplan

• § 9 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 10, Nr. 14 bis 18, 
Nr. 20, Nr. 23 bis 25 sowie § 9 Abs. 5 
Nr. 3 über Festsetzungen bzw. 
Kennzeichnungen im Bebauungsplan

• weiterhin § 9 Abs. 2 über die Möglichkeit 
befristeter oder bedingter Festsetzungen 
(„Baurecht auf Zeit“).
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Bebauungsplan der Innenentwicklung

• § 13 a über Bebauungspläne der 
Innenentwicklung zur Erleichterung der 
städtebaulichen Entwicklung „nach innen“.
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Was können städtebauliche Verträge für den 
Klimaschutz beitragen?

- Übersicht -

• Vereinbarungen über die Nutzung der Kraft-
Wärme-Kopplung für die Wärme- und 
Elektrizitätsversorgung und von Solaranlagen (§
11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4) 

• Baurecht auf Zeit

• Stadtumbau

• Private Initiativen der Stadtentwicklung
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Aufgabenfelder

• Gebietsbezogene Planungen und 
Maßnahmen

• Gebäudebezogene Maßnahmen
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Gebietsbezogene Maßnahmen

• Flankierung der städtebaulichen Planungen

• Baupflichten

• Rückbaupflichten

• Und: Baurecht auf Zeit
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Baurecht auf Zeit

• 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB 

• Umsetzung des § 9 Abs. 2 BauGB über 
befristete oder bedingte Festsetzungen 
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§ 9 Abs. 2 BauGB

(2) Bei Festsetzungen nach Absatz 1 kann in 
besonderen Fällen festgesetzt werden, dass 
bestimmte Nutzungen und Anlagen nur

1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder

2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig 
oder unzulässig

sind. 

Die Folgenutzung soll festgesetzt werden
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Der Prototyp
§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB

Für Vorhaben, die nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 
ist als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung 

eine Verpflichtungserklärung abzugeben, 

das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der 
zulässigen Nutzung zurückzubauen

und Bodenversiegelungen zu beseitigen
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aktuell

• Repowering von Windenergieanlagen

• Rückbau von alten Anlagen und

• Konsolidierung der Räume

• Auf der Basis von Verträgen

• Und Änderungen des Flächennutzungsplans
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Vertraglicher Entschädigungsverzicht

• Entschädigungsverzicht nach Aufgabe der Nutzung oder 
• wegen Nichterfüllung der vereinbarten Nutzung

• Damit ist der Weg frei für eine spätere Umplanung der 
betreffenden Flächen

• Der Investor hat den Vorteil einer Planverwirklichung bei 
Übernahme der späteren „Entsorgungsaufgaben“. 

• Solche Vereinbarungen können auch dazu beitragen, 
Leerständen nach Nutzungsaufgabe entgegenzuwirken. 

• Im Ergebnis wie bei § 12 Abs. 6 - Gedanke der 
„Folgenbeseitigung“
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Bauverpflichtungen

• Rechtsgrundlage:

• § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. BauGB:

• „Gegenstände eines städtebaulichen Vertrags 
können insbesondere sein:

• 1. die Vorbereitung oder Durchführung 
städtebaulicher Maßnahmen durch den 
Vertragspartner auf eigene Kosten; dazu gehören 
auch die Neuordnung der Grundstücksverhältnisse 
….“
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Beispiele
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Niedrigenergiestandard
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Grundsatz

• „Der Käufer verpflichtet sich, bei der 
Bebauung des in § 1 … bezeichneten 
Grundstücks

• für das darauf zu errichtende Wohngebäude 
sowie bei sämtlichen baulichen Änderungen

• den spezifischen Transmissions-
Wärmeverlust gemäß der EnEV … wie 
folgt zu unterschreiten:“
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Nachweis

• Der Käufer hat nach Erstellung des 
Rohbaus bei der Stadt den 

• durch einen staatlich anerkannten 
Sachverständigen erstellten

• Wärmeschutznachweis vorzulegen.

• Spätestens innerhalb von 3 Jahren nach 
Vertragsabschluss.
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Sanktion

• Wird die Nachweisfrist nicht eingehalten

• oder das Gebäude abweichend von den 
vertraglichen Vorgaben für den Wärmeverlust 
erbaut/geändert

• Zahlt der Käufer eine Vertragstrafe von     €
6.500,00 an die Stadt xxx.

• Binnen 4 Wochen.

• Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung mit 
dem gesamten Vermögen.
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Weitere vertragliche Vereinbarungen:

Ökologische Baustandards

• Zum Wärmeverlust

• Zur Verwendung generell umweltfreundlicher 
Baustoffe und Materialien.

• Verwendung von FCKW-haltiger Baumaterialien 
oder Tropenholz nur soweit gleichwertige 
Ersatzstoffe nicht zur Verfügung stehen.

• Außer Elektrokabel, Kunststoffrohre uind
Kunststofffenster.
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Weitere vertragliche Vereinbarungen

Fernwärmenetz

• Verpflichtung zum Anschluss an das 
Fernwärmenetz

• Die Verpflichtung entfällt: bei Nachweis 
der gesamten Wärme für Raumheizung und 
Warmwasser mit regenerativen 
Energiequellen (Solar-, Geoenergie)  oder 
Biomasse (außer Holz für offene Kamine)
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Weitere vertragliche Vereinbarungen

Passivhaus

• Die Verpflichtung entfällt auch: bei 
Erstellung eines Passivhauses

• Dabei Verpflichtung, keine Vorrichtungen 
für Raumheizung oder Warmwasser zu 
installieren, die mit

• Strom, Heizöl oder Flüssiggas betrieben 
werden können
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Nachweispflicht für regenerative 
Energiequellen
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Nachweispflicht für Passivhausbauweise
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Vereinbarungen über die Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung für die Wärme- und Elektrizitätsversorgung 

und von Solaranlagen (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4)

• In städtebaulichen Verträgen können auch 
Vereinbarungen über die Nutzung von Netzen
und Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung
und von Solaranlagen für die Wärme- und 
Elektrizitätsver-sorgung getroffen werden. 

• Dies schließt Vereinbarungen auch über die sog. 
Kälteversorgung von Gebäuden ein. 
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Städtebaulicher Zusammenhang

• Entsprechend den anderen möglichen 
Gegenständen städtebaulicher Verträge ist auch 
bei solchen Vereinbarungen ein städtebaulicher 
Zusammenhang erforderlich, 

• d. h. es kommt darauf an, dass solche 
Vereinbarungen den mit städtebaulichen 
Planungen, z. B. Baugebietsausweisungen in 
Bebauungsplänen, und städtebaulichen 
Maßnahmen, z. B. städtebaulichen Sanierungs-
und Entwicklungsmaßnahmen, verfolgten Zielen 
und Zwecken entsprechen. 
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Anschluss- und Benutzungszwang

• Flankiert werden können solche Verträge 
durch den nach Kommunalrecht
möglichen Anschluss- und 
Benutzungszwang an Anlagen der Kraft-
Wärme-Kopplung. 
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Übernahme der Folgekosten (§ 11 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3)

• Folgelasten- und Folgekostenverträge 

• Vereinbarungen zur Übernahme auch 
anderer als infrastruktureller Folgekosten 
und somit aller Kosten, die ursächlich mit 
der städtebaulichen Maßnahme
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§ 11 Abs. 2 und Abs. 3 BauGB

• (2) Die vereinbarten Leistungen müssen den 
gesamten Umständen nach angemessen sein. Die 
Vereinbarung einer vom Vertragspartner zu 
erbringenden Leistung ist unzulässig, wenn er 
auch ohne sie einen Anspruch auf die 
Gegenleistung hätte.

• (3) Ein städtebaulicher Vertrag bedarf der 
Schriftform, soweit nicht durch Rechtsvorschriften 
eine andere Form vorgeschrieben ist.
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Neue Infrastruktur und Veränderungen der 
Infrastruktur aus Gründen des Klimaschutzes

• Folgelastenverträge sind auch hierfür 
zulässig

• § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 nennt hierzu bereits 
Beispiele, die zum Gegenstand 
städtebaulicher Verträge gemacht werden 
können: Netze und Anlagen 

• Weiter z.B. Anpassung der Infrastruktur wie 
beim Stadtumbau
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Stadtumbau

• §§ 171 a bis 171 d BauGB
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Städtebauliche Ziele des Stadtumbaus

• Stadtumbaumaßnahmen dienen der Herstellung 
nachhaltiger städtebaulicher Strukturen in von 
erheblichen Funktionsverlusten betroffenen Gebieten. 

• Das Gesetz spricht zusammenfassend von der Anpassung 
der Siedlungsstruktur an die Erfordernisse der 
Entwicklung von Bevölkerung und Wirtschaft 

• Stärkung innerstädtischer Bereiche
• Wiederverwendung baulicher Anlagen
• Zwischennutzungen
• Rückbau 
• Erhaltung der Altbaubestände
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Leitbild: Konsensuale Lösungen

• § 171 c:  im Vordergrund stehen beim 
Stadtumbau vertragliche Lösungen stehen

• ohne dass Eingriffsinstrumente 
ausgeschlossen sind (Sanierung; 
Stadtumbausatzung nach § 171 d)
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Städtebauliches Entwicklungskonzept 

• Grundlage für die Festlegung des 
Stadtumbaugebiets 

• und die Durchführung  der Maßnahmen
• ist das städtebauliche Entwicklungskonzept.
• Das städtebauliche Entwicklungskonzept wird 

entsprechend dem Stand der Vorbereitung und 
Durchführung der Maßnahmen weiter 
konkretisiert. 

• Es ist keine statische, sondern eine 
fortschreibungsbedürftige Planung.
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Städtebauliche Sanierung
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Stadtsanierung 
Stadtumbau

• Städtebaulicher Missstand

• Wegen „räumlicher Häufung“ energetisch 
mangelhafter Gebäude

• Wegen unzureichender energetischer 
Infrastruktur 
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Ist der Sanierungsbegriff zu eng?

• Der städtebauliche Sanierungsbegriff in § 136 BauGB umfasst
• physische Missstände (Gebäude, Erschließung usw.) und 
• funktioneller Missstände, wenn das Gebiet in der Erfüllung der 

Aufgaben erheblich beeinträchtigt ist, die ihm nach seiner Lage und 
Funktion obliegen

• Wenn ein Gebiet den sich aus den Erfordernissen des Klimaschutzes
ergebenden Anforderungen nicht entspricht, könnte darin gleichfalls 
ein städtebaulicher Missstand liegen.

• Dies vor allem auch wegen des Klimaschutzzieles in § 1 Abs. 5 
BauGB 

• Dies kann zu Umstrukturierungen, Eingriffen in Quartiersstrukturen, 
der Verlegung von Infrastruktur führen. 

• Ein öffentliches Interesse für die Durchführung solcher Sanierungen ist 
zu begründen.
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§ 136 
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen

(1) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
in Stadt und Land, deren einheitliche 
Vorbereitung und zügige Durchführung im 
öffentlichen Interesse liegen, werden nach 
den Vorschriften dieses Teils vorbereitet 
und durchgeführt.
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noch § 136

(2) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
sind Maßnahmen, durch die ein Gebiet zur 
Behebung städtebaulicher Missstände 
wesentlich verbessert oder umgestaltet wird.
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Städtebauliche Missstände liegen vor, wenn 

1. das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung 
oder nach seiner sonstigen Beschaffenheit den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der 
in ihm wohnenden oder arbeitenden Menschen 
nicht entspricht oder 

2. das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben 
erheblich beeinträchtigt ist, die ihm nach seiner 
Lage und Funktion obliegen.
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noch § 136

• (3) Bei der Beurteilung, ob in einem 
städtischen oder ländlichen Gebiet 
städtebauliche Missstände vorliegen, sind 
insbesondere zu berücksichtigen 
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• 1. die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 
die Sicherheit der in dem Gebiet 
wohnenden oder arbeitenden Menschen in 
Bezug auf
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a) die Belichtung, Besonnung und Belüftung der Wohnungen 
und Arbeitsstätten,

b) die bauliche Beschaffenheit von Gebäuden, Wohnungen 
und Arbeitsstätten,

c) die Zugänglichkeit der Grundstücke,
d) die Auswirkungen einer vorhandenen Mischung von Wohn-

und Arbeitsstätten,
e) die Nutzung von bebauten und unbebauten Flächen nach 

Art, Maß und Zustand, 
f) die Einwirkungen, die von Grundstücken, Betrieben, 

Einrichtungen oder Verkehrsanlagen ausgehen, 
insbesondere durch Lärm, Verunreinigungen und 
Erschütterungen,

g) die vorhandene Erschließung;
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Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
(BGH, Urteil vom 13.07.1967)

Die Anschauungen über gesundheitliches Wohnen und das Wohnen in 
städtischen Hinterhäusern hat sich seit der Jahrhundertwende 
völlig geändert.
Die mit einer solchen Unterbringung verbundenen gesundheitlichen 

Gefährdungen und unerwünschten Begleiterscheinungen haben die 
diesen Umständen Rechnung tragende Baugesinnung völlig gewandelt 
und 
lassen heute eine Bebauung von städtischen Grundstücken mit 
Hinterhäusern zu Wohnzwecken
in der Regel als eine nicht mehr situationsgemäße Nutzungsart
erscheinen, 
die der einsichtige Eigentümer nicht verwirklichen würde.  
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Stadterneuerung – ein konsensualer Prozess

• Auch wenn das BauGB in §§ 136 ff. zahlreiche 
Eingriffsinstrumente enthält 

• Ist die Sanierung tatsächlich ein konsensuales Verfahren
• § 137 BauGB über die Beteiligung und Mitwirkung der 

von der Sanierung Betroffenen prägt das Verfahren
• Die Vorbereitung und die Durchführung der Sanierung 

sind mit den Eigentümern, Mietern, Pächtern und den 
sonstigen Betroffenen möglichst frühzeitig zu erörtern. 

• Die Gemeinde muss die Sanierungsbetroffenen dabei 
unterstützt werden, an der Sanierung aktiv mitzuwirken, 
sei es durch Information, durch Beratung oder durch 
sonstige Hilfestellungen 



.2009 www.Krautzberger.info 64

Private Initiativen werden v om
Gesetzgeber vorausgesetzt

• Beispiel: EEWaärmeG
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Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG)
v. 7.8.2008 (BGBl. I S. 1658)

• u.a. 

• Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Energien u.a. für Heizung/Warmwasser
bis 2020 auf 14 % des Primärenergiebedarfs 

• Gesetzentwurf der Bundesregierung: Bundesrats-Drucks.9/08
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Nutzungspflicht erneuerbarer Energien

(§ 3)

• Pflicht der Gebäudeeigentümer zur anteiligen 
Nutzung von Biomasse, Geothermie, solarer 
Strahlungsenergie oder Umweltwärme bei der 
Errichtung von Gebäuden mit Heizung und/oder 
Klimaanlage. 

• Länder können für den Gebäudebestand eine 
Pflicht zur Nutzung erneuerbarer Energien 
festlegen 
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Nutzung von Solarenergie,   fester, flüssiger und 
gasförmiger Biomasse, Geothermie und Umweltwärme 

(§ 5)

• Erfüllung der Pflicht durch Installation von 
Sonnenkollektoren mit einer Fläche von 
mindestens 0,04 qm Kollektorfläche je qm 
Nutzfläche. Die Länder können insoweit 
höhere Mindestflächen festlegen. 
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Quartierslösungen (§ 6)

• zur Wahrung insbesondere des Stadt-
und Ortsbildes:

• nachbarschaftliche Gemeinschaftslösungen 
zur Pflichterfüllung statt Pflichterfüllung 
auf jedem Einzelgrundstück 
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anstelle der Nutzung erneuerbarer Energien sind 

(u.a.)  folgende Ersatzmaßnahmen zulässig: 

• Deckung des Wärmeenergiebedarfs 
überwiegend und unmittelbar aus Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen oder 

• aus einem Netz der Nah- oder 
Fernwärmeversorgung 
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Private Initiativen der 
Stadtentwicklung
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§ 171 f BauGB

• § 171 f BauGB bestimmt, dass - nach Maßgabe 
des Landesrechts und unbeschadet sonstiger 
Maßnahmen nach dem BauGB - Gebiete 
festgelegt werden können, in denen in privater 
Verantwortung standortbezogene Maßnahmen 
durchgeführt werden

• Auf der Grundlage eines mit den städtebaulichen 
Zielen der Gemeinde abgestimmten Konzepts 
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Aufgaben

• Stärkung oder Entwicklung von Bereichen der 
Innenstädte, Stadtteilzentren, Wohnquartiere und 
Gewerbezentren sowie von sonstigen für die 
städtebauliche Entwicklung bedeutsamen 
Bereichen

• Das stadtentwicklungspolitische Ziel ist dabei die 
Stärkung privater Initiativen, wie z.B. Business 
Improvement Districts (BID)

• Inzwischen gibt es auch „Housing“ (HID) oder 
„Neighbourhood Improvement Districts“ (NID). 
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Klimaschutzaufgaben?
Beispiele

• Quartiersbezogener Baumaßnahmen für regenerative 
Energiegewinnung wie z.B. Blockheizkraftwerke. 

• Bei Planung und Verwirklichung in privater 
Verantwortung ergeben sich als Fragen u.a.:

• gemeinsamen Finanzierung
• Notwendigkeit der Einbeziehung aller Eigentümer. 
• Das Ausschließen von „Trittbrettfahrern“ oder eines 

„Vetos“ einzelner -
• auch hierauf zielt die Ermächtigung des § 171 f BauGB
• d.h. hierin könnte ein Schlüssel für eine breite 

klimaschutzbezogenen Erneuerung von Infrastruktur 
liegen.
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Fazit

• Das BauGB stellt für die Aufgaben des 
Klimaschutzes vielfältige Gestaltungs-
und Umsetzungsinstrumente bereit:

• Bauleitplanung und

• Konsensuale Regelungen werden im 
Vordergrund stehen.
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Klimaschutzkonzepte

• Der Blick auf das weit reichende Instrumentarium lässt die 
Frage nach der Bedeutung und entsprechenden 
Entwicklung kommunaler Klimaschutzkonzepte stärker 
in den Vordergrund rücken als neue Regelwerke. 

• Die Klimaschutzkonzepte könnten als Element der für die 
Stadtentwicklung so wichtigen Planungsform der 
integrierten Stadtentwicklungskonzepte

• öffentlich erörtert und 

• mit Umsetzungsstrategien versehen 
• Von dem Rat beschlossen


